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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ Charakter als Kommerzienrat zu ver⸗ 
gnädigſt geruht, | leihen. 
den Oberlehrer Dr. Kühne zum Landes⸗ 
gewerberat und ordentlichen Mitgliede Der Regierungsaſſeſſor Braun in Gum- 
des Landesgewerbeamts zu ernennen, binnen iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
dem Fabrikbeſitzer Guſtav Schottler des Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
in Lappin, Kreis Karthaus, den Regierungsbezirk Gumbinnen ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Juvalidenverſicherungspflicht der im Zivildienſte beſchäftigten Militäranwärter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Berlin W. 66, den 7. Juli 1908. 

Die von dem Herrn Finanzminiſter in Gemeinſchaft mit dem Herrn Miniſter des 
Innern an die Königlichen Regierungen uſw. erlaſſene Verfügung vom 9. v. Mts., be⸗ 
treffend die Verſicherungspflicht der zur informatoriſchen Beſchäftigung oder zur Probedienſt⸗ 
leiſtung im Zivildienſte kommandierten oder beurlaubten Militäranwärter, wird hierunter 
zur Beachtung mitgeteilt. 

Im Auftrage. 
III 5435. J 6178. IIa 2992. IV 8084. Dr. Neuhaus. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Berlin, den 9. Juni 1908. 
Der Erlaß vom 19. Dezember 1900 F. M. I. 14726, II. 11592, III. 14675 / M. f. L. 
I. A. b. 7251 / M. d. J. I. b. 1561, betreffend die Verſicherungspflicht der zur informatoriſchen 
Beſchäftigung oder zur Probedienſtleiſtung im Zivildienſte kommandierten oder beurlaubten 


Anlage, 
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Militäranwärter, beruht auf dem in dem Erlaſſe des Herrn Kriegsminiſters vom 22. Oktober 
1900 (A. V. Bl. S. 516) aufgeſtellten Grundſatze, daß die vorerwähnte Tätigkeit der Militär⸗ 
anwärter als eine militärdienſtliche anzuſehen ſei. Inzwiſchen hat der Herr Kriegsminiſter 
in Abänderung jenes Erlaſſes unterm 16. Mai 1907 (A. V. Bl. S. 199) beſtimmt, daß die zur 
informatoriſchen Beſchäftigung und zur Probedienſtleiſtung kommandierten oder beurlaubten 
Militäranwärter künftig der Invalidenverſicherungspflicht unterliegen und ihre Beitrags⸗ 
anteile bis auf weiteres auf Militärfonds übernommen werden. Nach einer Mitteilung des 
Herrn Kriegsminiſters bezieht ſich dieſe Anordnung unmittelbar nur auf die von Behörden 
aus dem Dienſtbereiche des Kriegsminiſters beſchäftigten Militäranwärter. Der Erlaß vom 
16. Mai 1907 gewinnt aber allgemeine Bedeutung dadurch, daß die Tätigkeit der im Zivil⸗ 
dienſte beſchäftigten Militäranwärter von dem Herrn Kriegsminiſter nicht mehr als militär⸗ 
dienſtlich erklärt worden iſt, weil ſie nicht den militäriſchen Dienſtſtellen, ſondern einem 
privaten Unternehmer oder einer Zivilbehörde geleiſtet werde. Damit wird der diesſeitige 
Erlaß vom 19. Dezember 1900 bedeutungslos. Welche Folgen ſich hieraus auf dem Ge⸗ 
biete der Arbeiterverſicherung ergeben, haben diejenigen Perſonen oder Behörden zu ent⸗ 
ſcheiden, welche Militäranwärter beſchäftigen. In Zweifelsfällen iſt die Entſcheidung der 
geſetzlich berufenen Inſtanzen einzuholen. 

Hierbei iſt zu beachten, daß nach §1 des Invalidenverſicherungsgeſetzes die Ver⸗ 
ſicherungspflicht nur durch eine gegen Lohn oder Gehalt erfolgende Beſchäftigung begründet 
wird und daß andererſeits eine aktive Militärperſon nicht zugleich Zivilbeamter im Sinne 
des § 5 J. V. G. fein kann. 

Soweit im Einzelfalle die Invalidenverſicherungspflicht eines zur Beſchäftigung im 
Zivildienſte kommandierten oder beurlaubten Militäranwärters anzunehmen iſt, haben die 
betreffenden Dienſtſtellen nach den beſtehenden allgemeinen Vorſchriften zu verfahren. Die 
Anforderung der aus Militärfonds zu erſtattenden Beitragsanteile bei der Militärbehörde 
bleibt den Militäranwärtern überlaſſen. Zu dieſem Zwecke iſt ihnen von der den Lohn 
oder das Gehalt zahlenden Kaſſe eine Beſcheinigung über die Höhe der von ihnen ent⸗ 
richteten Verſicherungsbeiträge unter Angabe der Zeit, für welche die Beiträge entrichtet 
find, auszuhändigen. 

Dieſe Beſtimmungen finden auf alle zur informatoriſchen Beſchäftigung oder zur 
Probedienſtleiſtung im Zivildienſte kommandierten oder beurlaubten Militäranwärter An⸗ 
wendung, welche ſich nach dem 16. Mai 1907 bei einer Zivilbehörde in einer nach dem 
Invalidenverſicherungsgeſetze verſicherungspflichtigen Beſchäftigung befunden haben. Sollten 
in einzelnen Fällen den Zivilbehörden von den Militärbehörden bereits Geldbeträge zur 
Deckung der Beitragsanteile von Militäranwärtern überſandt worden ſein, ſo ſind dieſe 
Beträge, ſoweit eine verſicherungspflichtige Beſchäftigung des Militäranwärters während 
der Dauer des Kommandos oder des Urlaubs tatſächlich ſtattgefunden hat, zur Deckung 
der Beitragsanteile des Militäranwärters zu verwenden, andernfalls aber der Militär⸗ 
behörde unter kurzer Darlegung des Sachverhalts zurückzuſenden. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Dombois. von Kitzing. 


An die Königliche Regierungen uſw. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. praktiſche Vorbereitungszeit der Bewerber für den Lotſen⸗ und Navigationsſchuldienſt. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. ö 
Berlin W. 66, den 16. Juli 1908. 

In Abänderung des Erlaſſes vom 7. Juni 1883, Nr. 7064, beſtimme ich, daß der 
Beginn der praktiſchen Vorbereitungszeit, die Bewerber für den Lotſen- und Navigations- 
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ſchuldienſt vor Zulaſſung zu den Prüfungen oder vor der Annahme nachzuweiſen haben, 
künftig von dem im § 16 Abſ. 1 des Zivilpenſionsgeſetzes vom 27. Mai 1907 (GS. S. 95) 
erwähnten Zeitpunkt ab zu rechnen iſt. 

Im Auftrage. 
IIb 7041. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Königsberg, Danzig, Stettin, Köslin, Stralſund, 
Schleswig, Stade, Aurich, Osnabrück. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Verkehr mit Mineralölen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 11. Juli 1908. 


Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 13. Juni d. Is. (HM Bl. S. 237) erſuche 
ich, bis zum 1. Oktober d. Is. auch über die Erfahrungen zu berichten, die mit der Lagerung 
von Mineralölen nach dem Verfahren der Firma Martini und Hünefe in Hannover gemacht 
ſind und über die Erleichterungen Sich zu äußern, die etwa bei Anwendung dieſes Ver 
fahrens zugeſtanden werden können. Soweit ſich von hier aus überſehen läßt, wird vor⸗ 
nehmlich eine Verkleinerung der in den §§ 6 und 7 des Normalentwurfs einer Polizei⸗ 
verordnung, betreffend den Verkehr mit Mineralölen, vom 28. Auguſt 1902 (SMBl. 
S. 336) feſtgeſetzten Schutzzonen in Betracht kommen. 


Im Auftrage. 
IIb 5627. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten und an den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Allgemeines. 
Betr. Ausführung der Novelle zur Gewerbeordnung vom 30. Mai 1908 (RGBl. S. 356). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
N Berlin W. 66, den 12. Juli 1908. 
Zur Ausführung des Reichsgeſetzes, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung, 
vom 30. Mai 1908 (RGBl. S. 356) beſtimme ich folgendes: 
Unter der Bezeichnung „höhere Verwaltungsbehörde“ ſind zu verſtehen: 
in Art. 1 Ziff. III Abſ. 2 die Regierungspräſidenten, im Landespolizeibezirke 
Berlin der Polizeipräſident, 
in Art. I Ziff. III Abſ. 3 die Regierungspräſidenten, im Stadtkreis Berlin der 
Oberpräſident, 
in Art. I Ziffer VII Abſ. 4 die Regierungspräſidenten, in den Bezirken der 
Handwerkskammern Berlin und Danzig die Oberpräſidenten. 
Unter der Bezeichnung „untere Verwaltungsbehörde“ ſind zu verſtehen: 
in Stadtkreiſen ſowie in den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr 
als 10 000 Einwohnern (in der Provinz Hannover in den Städten, auf die 
die revidierte Hannoverſche Städteordnung vom 24. Juni 1858 Anwendung 
findet, mit Ausnahme der im 8 27 Abſ. 2 der Hannoverſchen Kreisordnung 
vom 6. Mai 1884 benannten Städte) die Gemeindebehörden, 
im übrigen die Landräte (in den Hohenzollernſchen Landen die Oberamtmänner). 
Im einzelnen bemerke ich noch: 
Zu Art. I Ziff. I: Durch die Streichung der Worte „ihres Bezirkes“ im Abſ. 1 des 
§ 103 der Gewerbeordnung ſoll ausdrücklich feſtgeſtellt werden, daß die einzelnen Hand⸗ 
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werkskammern nicht lediglich die Handwerksintereſſen ihrer eigenen Bezirke zu vertreten 
haben, ſondern daß ihnen auch die Vertretung der Geſamtintereſſen des Handwerkes obliegt. 
(Vergl. Bericht der XXV. Kommiſſion, Druckſ. des Reichstags 1907/08 Nr. 897 S. 19.) 
Die Beſtimmung in Ziff. 117 der Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung vom 1. Mai 
1904, wonach die von der Handwerkskammer erlaſſenen Anordnungen nur für die Hand⸗ 
werker ihres Bezirkes gelten, bleibt hierdurch unberührt. 

Zu Art. J Ziff. II: Die näheren Beſtimmungen über die hiernach für Lehrverhältniſſe 
zwiſchen Eltern und Kindern vorgeſchriebene Anzeige werden gemäß § 103 e Ziff. 1 der 
Gewerbeordnung von der Handwerkskammer zu erlaſſen ſein. Dabei wird es ſich empfehlen, 
auch für die Anzeige, ähnlich wie für den Lehrvertrag, geeignete Muſter zu entwerfen. 

Zu Art. I Ziff. III Abſ. 1: Nachdem durch das neue Geſetz die Vorausſetzungen 
für die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen in Handwerksbetrieben geändert worden 
find, werden die von den Handwerkskammern erlaſſenen Vorſchriften zur Regelung des 
Lehrlingsweſens (vergl. das durch Erlaß vom 4. Mai 1901, HMBl. S. 57, mitgeteilte 
Muſter) gleichfalls einer Abänderung zu unterziehen ſein. Dabei wird es ſich empfehlen, 
auch die im vorliegenden Geſetze für das Lehrverhältnis zwiſchen Eltern und Kindern 
(Art. I Ziff. II) und für die Zulaſſung von Vertretern zur Anleitung von Lehrlingen 
(Art. I Ziff. III Abſ. 3) getroffenen Vorſchriften zu berückſichtigen. 

Zu Art. I Ziff. III Abſ. 2: Die hier für die höheren Verwaltungsbehörden vorgeſehene 
Befugnis beſtand im weſentlichen bereits nach dem bisherigen Rechte. Neu iſt lediglich die 
Zulaſſung des Widerrufs und die ausdrückliche Anordnung der vorgängigen Anhörung der 
Handwerkskammer. Die Vorſchrift wird jedoch vorausſichtlich inſofern eine erhöhte 
Bedeutung gewinnen, als künftighin, infolge der durch Abſ. 1 verſchärften Anforderungen 
an die Lehrbefähigung die höheren Verwaltungsbehörden häufiger als früher um Zulaſſung 
von Ausnahmen angegangen werden dürften. Die Behörden werden von ihrer 
Befugnis, wie ſchon ſeither, nur da Gebrauch zu machen haben, wo ſie den betreffenden 
Handwerker für ausreichend befähigt zur Anleitung von Lehrlingen erachten. Hier werden 
vor allem ſolche Perſonen in Betracht kommen, die das Handwerk bereits geraume Zeit 
hindurch ſelbſtändig und perſönlich ausgeübt haben, oder die nach längerer Tätigkeit als 
Werkmeiſter oder dergleichen in Fabriken eine Beſchäftigung im Handwerk ergreifen (vergl. 
Motive zum Reichsgeſetz vom 30. Mai 1908, Druckſ. des Reichstags 1907 Nr. 350 S. 9). 

Bei Ausübung des durch das Geſetz neu zugelaſſenen Widerrufs der Verleihung der 
Anleitungsbefugnis wird mit Rückſicht auf die tief einſchneidende Bedeutung, die eine ſolche 
Maßnahme in wirtſchaftlicher Beziehung für den Betroffenen in ſich ſchließt, mit beſonderer 
Vorſicht und unter ſorgfältiger Abwägung der in Betracht kommenden Umſtände zu ver⸗ 
fahren fein. Im allgemeinen wird der Widerruf nur auszusprechen fein, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 126 à der Gewerbeordnung vorliegen. 

Zu Art. I Ziff. III Abſ. 3: Als Fälle, in denen hiernach die untere Verwaltungs⸗ 
behörde nicht voll qualifizierten Perſonen als Vertreter des Lehrherrn bis zur Dauer eines 
Jahres die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen erteilen kann, kommen beiſpielsweiſe in 
Betracht: die Behinderung des Lehrherrn durch längere Abweſenheit oder Krankheit, Aus⸗ 
ſcheiden ſeines bisherigen Vertreters aus dem Gewerbebetrieb und dergl. Die Behörde 
wird dabei darauf zu achten haben, daß die hier vorgeſehene Friſtbeſtimmung nicht durch 
alsbaldige Wiederholung des Antrags kurz nach Ablauf der Friſt umgangen wird. Eine etwa 
notwendige Verlängerung der Friſt über die Dauer eines Jahres hinaus iſt vielmehr ſtets 
bei der höheren Verwaltungsbehörde zu beantragen, die darüber nach Anhörung der Hand⸗ 
werkskammer zu befinden hat. 

Zu Art. I Ziff. III Abſ. 5: Welche Lehrwerkſtätten und ſonſtigen gewerblichen Unter⸗ 
richtsanſtalten hiernach anzuerkennen ſind, wird von mir beſtimmt. a 

Zu Art. I Ziff. IV: In Betrieben, in denen mehrere Gewerbe vereinigt find, kann der 
Unternehmer abweichend von den bisherigen Beſtimmungen, auch wenn er für eines der 
Gewerbe den Vorausſetzungen des § 129 entſpricht, die Befugnis, in den übrigen Gewerben 
Lehrlinge anzuleiten, in Zukunft nur noch durch Verleihung erwerben. Nur für die 
Gewerbe, für die die Anleitungsbefugnis verliehen iſt, iſt der Unternehmer in dieſem Falle 
befugt, ein Lehrzeugnis auszuſtellen. 

Zu Art. I Ziff. VII Abſ. 1: Zur Vermeidung von Zweifeln ſei hervorgehoben, daß 
das Recht zur Führung des Meiſtertitels auch nicht⸗ſelbſtändigen Handwerkern zuſteht, 
ſofern fie ſonſt den Vorausſetzungen des neuen Ab. 1 des § 133 der Gewerbeordnung 
genügen (Motive S. 9). 
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Zu Art. I Ziff. VII Abſ. 4: Abweichend von dem bisherigen Rechte ift die Zulaſſung 
zur Meiſterprüfung nunmehr für den Regelfall von dem vorgängigen Beſtehen einer Geſellen⸗ 
prüfung abhängig gemacht. Jedoch wird nur die Ablegung einer Geſellenprüfung 
überhaupt, nicht aber gerade der Geſellenprüfung in dem Handwerk erfordert, für 
welches demnächſt die Meiſterprüfung abgelegt werden ſoll. Diejenigen alſo, die nach 
beſtandener Geſellenprüfung ein neues Handwerk ergreifen, brauchen, um darin zur Meiſter⸗ 
prüfung zugelaſſen zu werden, ſich nicht einer nochmaligen Prüfung als Geſelle zu unter⸗ 
ziehen. Die Ablegung einer Geſellenprüfung bildet „in der Regel“ die Vorausſetzung für 
die Zulaſſung zur Meiſterprüfung. Für die über die Zulaſſung entſcheidende Stelle iſt 
ſomit die Möglichkeit gegeben, in geeigneten Fällen Ausnahmen zu geſtatten. Dabei wird 
in gleicher Weiſe wie bei der Handhabung des § 129 Abſ. 2 beſondere Rückſicht auf die 
Perſonen zu nehmen ſein, die bereits geraume Zeit hindurch als ſelbſtändige Handwerker 
oder als Werkmeiſter uſw. tätig geweſen ſind. Die geforderte dreijährige Geſellenzeit kann 
ganz oder teilweiſe auch in einem Großbetriebe zurückgelegt werden (vergl. Motive S. 15). 

Zu Art. II Ziff. 1 Schlußſatz: Die hier vorgeſehene Verleihung der Anleitungs⸗ 
befugnis durch die untere Verwaltungsbehörde wird dann in Frage kommen, wenn die 
betreffenden Handwerker aus beſonderen Gründen den neuen Anforderungen nicht oder nur 
mit erheblicher Erſchwerung nachzukommen vermögen. Namentlich wird auf die Verhältniſſe 
derjenigen Handwerker Rückſicht zu nehmen ſein, die bei Inkrafttreten des Geſetzes bereits 
einige Zeit hindurch ihr Gewerbe ſelbſtändig betrieben haben. (Vergl. wegen der Über⸗ 
gangsbeſtimmungen ferner Motive S. 16 fg.) 

Im übrigen finden, ſoweit vorſtehend nichts anderes beſtimmt iſt, die Vorſchriften 
der Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung vom 1. Mai 1904 entſprechende Anwendung. 


IV. 6269. Delbrück. 


An die Herren Oberpräſidenten zu Potsdam und Danzig, die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Arbeiterverſicherung. 
Unfallverſicherung. 
Betr. Unfallverſicherung der Seefiſcher (Zentralbl. S. 259). 


Der Bundesrat hat in ſeiner Sitzung vom 19. Juni 1908 auf Grund des § 152 
Ziffer 3 des See⸗Unfallverſicherungsgeſetzes (Reichs⸗Geſetzbl. 1900 S. 716) beſchloſſen, daß 
die örtlichen Grenzen, innerhalb deren die Beſtimmungen et Geſetzes auf die Beſatzung 
von Fiſcherfahrzeugen entſprechende Anwendung finden ſollen, wie folgt, feſtgeſetzt werden: 


Lfd. PER Bezeichnung der Grenzlinie, bis zu welcher von See auf- 
Nr. Name des Gewäſſers wärts die Unfallverſicherung Platz greift. f 
1.] Die Deime . .. Bis zur erſten Bake bei Labagienen. 
2. | Der Kemonien . . „| = Molenwurzel. 
3. | Die Gilge ne - 
4. | Die Dange . . . .| Abzweigung des Feſtungsgrabens. 
5. | Der Pregel . - | Steinbake an der Pregelmündung. 
6. | Der Elbing. .| - eimichließlich des Gemeindebezirkes der Stadt Elbing. 
7, | Die Nogatläufe - > 8 5 des Dorfes Zeier. 
8. | Die tote Weichſel - . - Einlage. 
9. | Die Stromweichſel. - zum Danziger Haupt. 
10. | Die Leba - einjchließlich des Gemeindebezirkes der Stadt Leba. 
11. ] Die Stolpe - - - = des Ortes Stolp⸗ 
münde. 
12. | Die Wipper . .. Bis einſchließlich des Gemeindebezirkes des Ortes Rügen⸗ 
waldermünde. 
13.] Die Perſante . . Bis einſchließlich des Hafengebiets zu Kolberg. 
14. | Die Oder. .| zu einer Linie zwiſchen den Dörfern Klein⸗Ziegenort 


und Köpitz. 


in: ee Bezeichnung der Grenzlinie, bis zu welcher von See auf- 

Nr.] Name des Gewäſſers wärts die Unfallverſicherung Platz greift. 

15. | Die Traee . . . Bis zur Herrenbrücke, einſchließlich der Pötenitzer Wyk, je⸗ 
doch unter Ausſchluß des Daſſower Sees. 

16. | Die Eider . .. Bis einſchließlich des Gemeindebezirkes der Stadt Rendsburg. 

17. | Die Elbe . .. Bis zu ſenkrechten Linien, welche von der unterhalb des Ortes 


Bullenhauſen belegenen Bunthausſpitze auf die beiden 
Ufer der Elbe gezogen werden. 


18. | Die Str.. . Bis einſchließlich des Gemeindebezirkes der Stadt Itzehoe. 
19. | Die Krüfau . . . . - - = - - Elmshorn. 
20. Die Pa - - - ee 
21. | Die Oſte. Bis zu einer Linie, die von der nördlichen, der Elbe zu— 


gekehrten Grenze der Feldmark Oberndorf im rechten 
Winkel, vom Ufer aus gemeſſen, bis zum gegenüber: 
22.] Der Waſſerlauf Frei⸗ liegenden Ufer führt. f 
burger Hafen. .. Bis einſchließlich des Gemeindebezirkes des Ortes Freiburg. 
23. | Die Schwinge - - P der Stadt Stade. 


24. | Die Weſer . .| zu einer Linie zwiſchen Vegeſack und Lemwerder. 

25.] Die Hunte. zu einer geraden Linie, welche durch die Mitte der 
beiden Scharten zu Huntebrück gezogen wird. 

26.] Die Leſum . . Bis einſchließlich des Gemeindebezirkes des Ortes Grohn. 

27.] Die Ems... Bis einſchließlich des Gemeindebezirkes der Stadt Papenburg. 


28. | Die Leda. Leer. 


Dieſe Bekanntmachung tritt mit Wirkung für die Zeit vom 1. Januar 1909 ab in 
Kraft und an die Stelle der Bekanntmachungen vom 26. Juni 1901 (Zentralbl. für das 
Deutſche Reich S. 230),*) vom 10. Juli 1902 (Zentralbl. S. 234) ) und vom 30. Januar 
1904 (Zentralbl. S. 26). 


Berlin, den 1. Juli 1908. 
Der Reichskanzler. 
Im Auftrage. 
gez. Caspar. 


*) HM Bl. S. 136. — ) HM Bl. S. 274. — ) HM Bl. S. 104. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. hauswirtſchaftlichen Unterricht der ſchuleutlaſſenen weiblichen Jugend. 
5 Berlin, den 1. Juli 1908. 


Durch den an die Regierungspräſidenten gerichteten Erlaß des mitunterzeichneten 
Miniſters für Handel und Gewerbe vom 2. April v. J. (HMBl. S. 78), betreffend die 
hauswirtſchaftliche Ausbildung der ſchulentlaſſenen weiblichen Jugend, ſind mehrfach Zweifel 
darüber hervorgerufen worden, ob und in welchem Umfange die landwirtſchaftliche Ver⸗ 
waltung für die von ihr ſchon ſeither geförderten, der hauswirtſchaftlichen Unterweiſung 
fen r weiblichen Jugend auf dem Lande dienenden Einrichtungen zu- 

ändig iſt. 

Zur Klarſtellung der Reſſortverhältniſſe beſtimmen wir folgendes: 

1. Grundſätzlich ſind alle Veranſtaltungen zur hauswirtſchaftlichen Unterweiſung 
der ſchulentlaſſenen weiblichen Jugend auf dem Lande (landwirtſchaftliche Frauen⸗ 
ſchulen, ländliche Haushaltungsſchulen und Kurſe) als zum Zuſtändigkeits bereiche 
der landwirtſchaftlichen Verwaltung gehörend zu betrachten. 
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2. Ausgenommen hiervon find Einrichtungen, die vorwiegend der hauswirtſchaft— 
lichen Ausbildung derjenigen ländlichen weiblichen Jugend zu dienen beſtimmt 
ſind, die der induſtriellen Bevölkerung angehört, deshalb grundſätzlich als Ver⸗ 
anſtaltungen gewerblicher Art anzuſehen find und ſomit dem Miniſterium für 
Handel und Gewerbe unterſtehen. 

3. In Zweifelsfällen iſt für die Beurteilung der Frage, welche Einrichtungen zum 
Bereiche der landwirtſchaftlichen oder der Gewerbeverwaltung gehören, der bei 
den Anſtalten zur Anwendung kommende Lehrplan maßgebend. 

a) Wird nach dem Lehrplane nicht lediglich Unterweiſung in rein hauswirt⸗ 
ſchaftlichen Fächern, als Hausarbeit, Kochen, Backen, Einmachen von 
Früchten, weiblichen Handarbeiten uſw., ſondern gleichzeitig auch Unterricht 
in der Gewinnung der zur Führung eines ländlichen Haushaltes erforder⸗ 
lichen Erzeugniſſe, alſo im Garten-, Obſt⸗ und Gemüſebau, in der Ge⸗ 
flügelzucht, der Bienenzucht, der Haltung landwirtſchaftlicher Nutztiere, dem 
Molkereiweſen uſw. erteilt, ſo iſt die Veranſtaltung als zum Bereiche der 
landwirtſchaftlichen Verwaltung gehörend anzuſehen. 

b) Kommt dagegen ein derartig erweiterter Lehrplan nicht zur Anwendung, 
iſt alſo eine Unterweiſung in landwirtſchaftlichen Fächern überhaupt nicht 
oder nur in beſchränktem Umfange vorgeſehen und demgemäß die Unter⸗ 
richtserteilung mehr auf die Führung eines den ſtädtiſchen Bedürfniſſen 
entſprechenden Haushaltes zugeſchnitten, ſo iſt die Veranſtaltung als eine 
ſolche gewerblicher Art anzuſehen und als zum Bereiche des Miniſteriums 
für Handel und Gewerbe gehörend zu betrachten. 

4. Sollten ungeachtet der vorſtehenden Darlegungen in einzelnen Fällen Zweifel 
darüber beſtehen bleiben, ob es ſich um eine Veranſtaltung landwirtſchaftlicher 
oder gewerblicher Art handelt, oder ſollte die Annahme berechtigt erſcheinen, daß 
es ſich um eine den Zwecken beider Reſſorts gleichmäßig dienende Anſtalt 
handelt, jo iſt, wenn aus beſtimmten Gründen, z. B. wegen Erlangung ftaat- 
licher Beihilfen, eine Klarſtellung der Reſſortverhältniſſe unerläßlich iſt, unſere 
Entſcheidung nachzuſuchen. 

Ergänzend wird noch bemerkt, daß in allen denjenigen Fällen, wo Landwirtſchafts⸗ 
kammern oder landwirtſchaftliche Vereine Unternehmer der in Rede ſtehenden ländlichen 
Einrichtungen ſind, von einer näheren Prüfung der Reſſortzugehörigkeit wird Abſtand 
genommen werden können, weil in dieſen Fällen der landwirtſchaftliche Charakter der Ver⸗ 
anſtaltungen offenſichtlich dargetan wird. Es gilt dies, abgeſehen von den an beſtimmten 
Orten befindlichen ländlichen Haushaltungsſchulen, insbeſondere von den ſeitens ländlicher 
Kreiſe eingerichteten Wanderhaushaltungsſchulen oder Kurſen, bei deren Verwaltung den 
Landwirtſchaftskammern eine Mitwirkung, ſoweit ſie ihnen nicht ſchon jetzt zuſteht, in Zu⸗ 
kunft allgemein einzuräumen ſein wird. i 

Gleichzeitig nehme ich, der mitunterzeichnete Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten, Anlaß, zu bemerken, daß Erwägungen darüber ſchweben, wie in der Aus⸗ 
bildung von Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde den ländlichen Bedürfniſſen erhöhte 
Berückſichtigung zuteil werden kann. Weitere Mitteilung hierüber bleibt vorbehalten, bis 
die Verhandlungen mit den beteiligten Reſſorts zum Abſchluß gekommen ſein werden. 

Schließlich wird zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen bemerkt, daß die von dem 
mitunterzeichneten Miniſter für Handel und Gewerbe unter dem 23. Januar v. J. (HMBL. 
S. 14) erlaſſenen Vorſchriften, betreffend die Ausbildung der Gewerbeſchullehrerinnen für 
Kochen und Hauswirtſchaft, auf die Ausbildung und Anſtellung von Lehrerinnen an 
landwirtſchaftlichen Haushaltungsſchulen und Kurſen vorläufig keine Anwendung finden. 

Die Herren Oberpräſidenten werden erſucht, nach vorſtehendem die nachgeordneten 
Behörden mit Nachricht und Weiſung zu verſehen. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Der Miniſter 
Domänen und Forſten. für Handel und Gewerbe. 
v. Arnim. Im Auftrage 
IA IIc 1292 M. f. L. — IV 5274 M. f. H. u. G. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Oberpräſidenten und zur gleichmäßigen Beachtung an den Herrn Regierungs⸗ 
präſidenten in Sigmaringen. 
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2. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Beſuch der Fortbildungsſchule durch Lehrlinge. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 14. Juli 1908. 

Neuerdings ſind Fälle zu meiner Kenntnis gelangt, in denen Gewerbetreibende ge⸗ 
richtlich beſtraft worden ſind, weil ſie einen Lehrling vom Beſuche der Fortbildungsſchule 
zurückgehalten hatten, obwohl feſtgeſtellt war, daß ſie durch dringende Umſtände (3. B. Er⸗ 
krantung des geſamten übrigen Perſonals) dazu veranlaßt waren. Wenngleich ich nicht 
erkenne, daß eine nachſichtige Beurteilung von Befreiungsgeſuchen die Durchführung der 
Fortbildungsſchulpflicht und damit den Erfolg des Unterrichts in Frage ſtellen kann und 
deshalb den Schulleitern und Vorſtänden eine ſorgſame Prüfung der Befreiungsgeſuche 
nach wie vor zur Pflicht mache, ſo lege ich doch Wert darauf, daß dabei auch die berechtigten 
wirtſchaftlichen Intereſſen der Gewerbetreibenden billige Rückſicht erfahren. Inſonderheit 
wird in Fällen, wo trotz Ablehnung eines Befreiungsgeſuchs die Schule verſäumt worden 
iſt, vor Erſtattung einer Strafanzeige feſtzuſtellen ſein, ob nicht beſondere Umſtände eine 
mildere Beurteilung rechtfertigen. N a 

Ich erſuche Sie, von dieſem Erlaſſe den Schulvorſtänden Kenntnis zu geben. 


IV 3910. III 3317. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 
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VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ftatt.) 

Im Auftrage des Miniſters für Handel und Gewerbe iſt im Verlage des preußiſchen 
Statiſtiſchen Landesamtes die vierte, völlig umgearbeitete Auflage des „Alphabetiſchen 
Verzeichniſſes der bekannteſten, dem Seeverkehre dienenden Häfen und Anlege⸗ 
plätze der Erde“ erſchienen. Das Werk enthält die Namen von mehr als 13 000 Häfen, 
einſchließlich der Doppelbezeichnungen und die Angabe der Länder, Küſtenſtrecken uſw. ſowie 
die geographiſche Breite, wo ſie gelegen ſind, und erſcheint dadurch als ein nützliches und 
brauchbares Nachſchlagebuch ſowohl für Schiffahrts⸗, Handels⸗ und Induſtriekreiſe als auch 
für Verkehrs und Seebehörden. Der Preis des Buches, geheftet, beträgt 5 &. 
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